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Verordnung zur Änderung der Niedersächsischen Verordnung über Zu-

ständigkeiten auf den Gebieten der Kreislaufwirtschaft, des Abfallrechts 

und des Bodenschutzrechts; Anhörung der Verbände 

Anlage(n):    - Verteiler 
- Verordnungsentwurf samt Begründung 

  
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

in der Anlage übersende ich Ihnen die Verordnung zur Änderung der Niedersächsischen 

Verordnung über Zuständigkeiten auf den Gebieten der Kreislaufwirtschaft, des Abfall-

rechts und des Bodenschutzrechts nebst Begründung und gebe Ihnen die Gelegenheit, bis 

spätestens  

 

Mittwoch, den 22. Juni 2022, Dienstschluss 

 

hierzu Stellung zu nehmen. 

 

Die Änderung der Niedersächsischen Verordnung dient der Anpassung der Elektro- und 

Elektronikgeräte-Stoff-Verordnung (ElektrostoffV) an die bisherigen Zuständigkeiten des 
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Landes (Staatliche Gewerbeaufsichtsämter (GAÄ) und unteren Abfallbehörden (die Land-

kreise, kreisfreien Städte und die in § 41 Abs. 2 Satz 1 NAbfG aufgeführten selbständigen 

Städte)).  

Die Durchführung der Marktüberwachung war im Bereich der ElektroStoffV bislang nicht 

optimal möglich.  

Durch die Änderung der Verordnung wird die Aufgabe auf nur eine zuständige Behörde 

(GAÄ) konzentriert. Es wird erwartet, dass die Marktüberwachung dadurch vollumfänglich 

möglich sein und zu einer sachgerechten Erfüllung der Aufgaben führen wird.  

Die Regelzuständigkeit des § 42 Abs. 1 NAbfG ist davon nicht berührt und verbleibt 

aufgrund der Ortsnähe weiterhin bei den unteren Abfallbehörden. 

 

Für Rückfragen zur Verordnung stehen Ihnen Frau Döring (Durchwahl: 3247) und Herr 

Renz (Durchwahl: 3151) zur Verfügung.  

 

Im Auftrage 

 

gez. Döring 

 

 

 

 

 

 

 

 

  


